
Bundessozialgericht

- 2 EU 24/75 -

Beschluß

'in dem Rechtsstreit.

Klägerin und Beschwerdegegnerin,

Prozeßbevallmächtigte:

g
e

g e n

Textil— und Eekleidungs—Berufsgenossehschaft,
Augsburg, 0blgtterwallstraße 48,

Beklagte und Beschwerdeführerin,

Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt

Der 2. Senat des Bundessozialgeric■ts hat am
17. Dezember 1975 durch den Vorsitzenden Richter

3 r a c k m a n n , die Richter K ü 3 t e r
und F r i e d r i c h sowie die ehrenamt—

lichen Richter H e n n'i n g e r und
E n d r e s beschlossen:

Die Beschwerde der Beklagten gegen die Nichtzu-

lassung der Revision im Urteil des Bayerischen

Landessozialgerichts vom 15° Januar 1975 wird

zuruckgewiesen.

Die Beklagte hat der Kläger19 die Kosten des
Eeschwerdeverfahrens zu erstatten.
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G r ü n d e :

Das Bayerische Landessczialgéricht (LSG) hat die Beklagte
unter Aufhebung des Urteils des Sozialgerichte (SG) Bay—

*réuth tom 5. April 4973 und des Bescheides der Beklagten

vom 4. Oktober j972 demGrunde nach verurteilt, der Kläp
gerin‘eus Anlaß des Unfalls vom 20. April 4972 die Leistun-

&gen aus der gesetzlichen Unfallversicherung zu gewähren

(Urteil vom45..Januer 4975). '
Nach den mit der Beschwerde nicht angefochtenen tatsäch—

lichen Festetellungen des LSG arbeitete die Klägerin

täglich 8 Stundenals Trennerin in demmit 140Arbeits—
<krä€ten belegten klimatisierten Fabrikeaal eines Textil—

betriebae. Das Mittagessen wurde in‚einem im Keller gele—

genen
känstlich erleuchteten Aufenthaltsreum eingenom■en.

AmUnfalltég unternahm die Klägerin in der Mittagspause,*
wie schon Jehrelang feet regelmäßig‚einen Spaziergang im

Bereich des in Betriebenähe gelegenen Turnerheimweges.
Auf dem Rückweg zum Betrieb erlitt sie einen Unfall. nach

Auffassung des LSG hatte deereg der körperlichen und '
geistigen Erholung der Klägerin gedient, für die im Hin-

blick auf die festgestellten Arbeitsbedingungen und die
bevorstehende weitere Arbeitszeit nach der Mittagspause
ein unabweiebéres Bedürfnis bestanden hat. Den Spazier—

_gang hat das DSGdaher der betrieblichen Tätigkeit zuge-
rechnet und den Unfall als Arbéitsunfall gewertet. Die
hevieion hat das LSG nicht zugelassen..

&

Gegen das am 5. März 1975 zugéetellte Urteil hat die

' Beklagte am26. März 4975Nichtzulsssungsbeschwerde
eingelegt und begründet. Die Frist zur Begründung hat
der Vorsitzende des Senats bis zum 5. Juni 1975 verlän—
gert.3 ‚. €»

Die Beklagte ist der Auffassung, daß die Frist zur Be” ’

gründuns der Nichtzulaesungsbeschwerde bis zum 5. März
*4976 laufe, da in der Rechtsmittelbelehrung des Urteils

...3...JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


...5-

nicht auf die äurch 5 460 a Abs. 2 Satz 2 Sozialgerichtsgesetn
(SGG) gegebene Möglichkeit einer_Verlängerung der Frist zur
Beschwerdebegründung um einen Monat hingewiesen werden sein

Die Einlegung der Beschwerde sei daher nach 5 66 Abs. 2 SGG
noch innerhalb eines Jahres nach Zustellung des Urteile zu—
lässig.

Zur Fegrändung der Nichtznlassungsbeschwerde trägt die

beklagte vor: Die Revision sei zuzulassen, weil die

Rechtssache grundsätzliche Bedeutung habe (5 460 Abs. 2
jr. 1 366) und das Urteil des LSGvon Entscheidungen des
Eundsssozialgerichts (BSG) abweiche (@ 460 Abs. 2 nr. 2 SGG).°
Nach ständiger Fechtspreehung der Gerichte der Sozial-

;eri:htsbarkeit rechneten zwar Arbeitspeueen zur Betriebs-

zeit, seien jedoch unfallversiéherungsrechtlich nur”bei

nwesenheit auf der Betriebsstätte geschützt. Spaziergänge

1ähPé■dder Arbeitspause würden dagegengrundsätzlich nicht
r Letrieblichen Tätigkeit zugerechnet. Lediglich in Aus—

ehmefällen könne auch ein Spaziergang während der Arbeits—

pause im Zusammenhang mit dem versicherten Unternehmen

_stehen, wenn er wesentlich der Erhaltung oder Wiederher—

stellung der Arbeitskraft diene (BSG4, 219).‚ DasBSG
habe in seiner gesamten bisherigen Rechtsprechung Wert

darauf gelegt, die Ausdehnung des Unfallversicherungs-

schutzes auf Spaziergänge während einer Arbeitspause nicht

ausufern zu lassen (SozR Nr. 26 zu 5 545 RVGaF), Allen—
falls der Weg zur Eämöglichung der Nahrungsaufnahme könne

mit dem versicherten Unternehmen in unfallversichern■ß$r■c■t*

lich relevante Beziehungen gesetzt werden (BSG 42, 254).

Das BSGhabe zwar ausgesprochen, daß es weitgehend von den
Umständen des Einzelfalles abhänge, in welcher Weise ein

Versicherter sich unter demSchutz der gesetzlichen Unfall—
versicherung die etWa benötigte Erfrischung verschaffen

könne. 3‘edochhabe das nee darauf abgestellt, ob der Ver—

sicherte ein über das allgemeine Vérlangen nach Erfrischung

hinausgehendes Bedürfnis infolge der Betriebsarbeit besessen —
habe oder nicht (BSG 16, 256). Bei einem Weg zur Einnahme

*' -.
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der Mittagsmahlzeit in einer Gaststätte habe das BSG die

privaten Momente der grundsätzlich unversicherten Essensein—

nehme gegenüber einem etwaigen betriebsbedingten Interesse

an der Erhaltung der Arbeitskraft durch die Essenseinnehme

vor Wienereufnahme der Arbeit abgewogen (5023 Nr. 64 zu
% 543 RVG eF). Schließlich habe das BSG seine Rechtsprechung

dahin präzisiert, daß die Besorgung von Nahrungsmitteln

une Getränken zum alsbaldigen Verzehr nur dann unfallver—

sicherungsrechtlich geschützt sei, wenn sie dazu diene,

ein die Weiterarbeit erschwerendes Hunger— oder Durstge-
fühl zu überwinden (SozR Nr. 45 zu % 550 EVO). Äußerlich

habe sich das LSG zwar an diese Rechtsprechung gehalten,

in ■irklichkeit aber die Vorschriften der 55 548, 550 EVO
weitgehend ausgedehnt und ganz neu ausgelegt. Die grund—
sätzl che Bedeutung der Rechtssache dürfe damit auf der
Phnd liegen. Zugleich weiche das Urteil des LSG damit
auch von den wiedergegebenen Entscheidungen des BSG ab
und beruhe auf diesen Abweichungen.

Der Senat konnte über die Beschwerde der Beklagten ent-
scheiden, da die verlängerte Frist für die Begründung

der Beschwerde bereits am 5. Juni 4975 abgelaufen war.
Entgegen der Auffassung der Beklagten War nämlich die

Rechtsmittelbelehrung des angefochtenen Urteils richtig
erteilt werden. Einer Belehrung über die durch 5 460 a
Abs. 2 Satz 2 SGGgegebene Möglichkeit, die Verlängerung
der Frist für die Begründung der Nichtsulggsungsbeschwer-
de um einen Monat beantragen zu können, bedurfte es
nicht. Die Rechtsmittelbelehrung dient dazu, die Betei—
ligten in die Lage zu versetzen, ohne Hilfe des Ge—
setze5textes die ersten Schritte zur Durchführung des
Rechtsmittels zu unternehmen. Sie braucht nicht allen
tatsächlichen und rechtlichen Möglichkeiten Rechnung

zu tragen, insbesondere kann sie den Beteiligten nicht
Jede eigene Verantwortung abnehmen (vgl. ?eters/Sautter/
Wolff, Kommentar zur Sozialgerichtsbarkeit, Anm. 5 zu
5 66). Es genügt, wenn die Rechtsmittelhelehrung sämt—
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liche in 5 66 Abs.'4 SEG aufgéführten Angaben enthält, d.h.

die Beteiligten über den—Rechtsbehelf, das Gericht, bei
dem der Rechtsbehelf_éinzulégen ist, und über die einzu-
haltende Frist schriftliCh belehrt. DiesemErfordernis

—entspricht die Rechtsmittelbelehrung im angefochtenen Ur-

teil; sie ist daher richtig erteilt Werden.

Die Revision war nicht zuzulassen, denn bei dem angefoch—‘Ä

tenen Urteil handelt es sich weder um eine Rechtssache

von grundsätzlicher Bedeutung im Sinne des 5 160 Abs. 2
Nr. 1 SGG, noch liegen_die Voraussetzungen_des 5 460 .

Abs. 2 Nr. ; SGG vor, da das Urteil_nicht von einer Ent-

scheidung des ESGabweidht.

Eine Rechtssache hat nur dann grundsätzliche BedeUtung

im Sinne des 5 160 Abs. 2 Nr. 1 SGG, Wenn die entschiedene
Rechtsfrege klärungsbeäürftig ist. Daran fehlt es, Wenn‘—

sie re"isionsgerichtlich bereits ausréichend geklärt ist
(vgl. Weyreuther‚ Revisionszulassung und Nichtzulässungs—
beschwerde in der Rechtsprechung der obersten Bundesge—.

richte, s. 29 Rdn.65).„Die Beklagte erwähntSelbst die-‘ .jen1gen Urteile, in denen die Rechtsfrage, ob und wannfn “

der Beschäftigte auf Wegen, die_seiner Erfrischung oder
Erholung dienen, unfallversichefungsrechtliCh geSchützt;

*ist, entschieden werden ist. In der Entscheidung BSG 4,
249, 225 hat der erkennende Senat an die Rechtsprechung
des Reichsversicherungsamtsnangeknüpft, das den Versicheé

rungsschutz stets dann bejaht hat, wenn der Weg erforder— ‚_
lich war. umdie Arbeitsfähigkeit des Versicherten zu er——
halten. Die Auffassung des damaligen Berufungsgerichts, ‘
daß ein auf Erholung gerichteten Verhalten_des Versicherten

nur dann nicht einem rein privaten Zweck diene, wenn sieh
‚an die Erholung unmittelbar die Arbeitsaufbahäe ansdhließe,
hat des BSG als zu eng bezeichnet. Seiner Meinung naeh
wird sie dem das heutige Arbeitsleben beherrechenden Ge-

»danken nicht gerecht, daß den Maßnahmen, die der Wieder—
herstellung der Arbeitskraft und der Gesunderhaltung
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«

der Erwerbstätigen überhaupt gelten, eine gesteigerte Be—

deutung zukommt. In Fortführung dieser Rechtsprechung hat
deP‘erkennende Senat in der Entscheidung SozR nr. 26 zu
% 545 330 a? betont, daß der Versicherte auf Wegen von

und nur Arbeitsstätte, diaerforderlich sind, damit er die

rxr Erhaitung seiner Arbeitskraft nötige Ruhe und Erholung
iniet‚fanter dem Schutz der gesetzlichen UnfallversicherunL

”steht, Ne‘b der Entscheidung BSG 12, 254, 255 besteht Ver—

%€cherunge8chutz auch auf solchen Wegen, die der Beschäf—

gi£äe‘wäkrend einer Arteitspeuse unternimmt, um sich die
äufW■eätererbeit erforderliche Erholung und Stärkung außer—

haß%wdegA”beitsstätte nu verschaffen. In der Entscheidung
w“? "ä. 21m, 239 hat der Senat ausgesprochen, daß der

Schutz der Unfallversicherung einem Beschäftigten nicht
versä9*‘herden könne, der sich bei der Arbeitstätigkeit

— -r % Kitzeeinwirkung aussetzt, daß er auf Erfrischung
».„qieea“ ist, um ohne erhebliche Schwächung seiner

. —f** e;c bis zum Ende der Schicht durcharbeiten zu
‘e'en; eine der Erfrischung bzw. Abkühlung dienende

'Täteykeit hängt in einem solchen Fall mit der Arbeits»

täuignei? ursächlich zusammen(vgl. auch SozRnr. 44
zu % 3k2 EWG;F). Das BSG hat eusdrücklidh darauf hinge—

dienen, daß es weitgehend von den Umständen des Einzel-
fniles abhängt, in welcher Weise sich der Versicherte
die benötigte Erfrischung verschaffen kann, ohne sich

nun diesen Zusammenhang zu lösen. Daß der Beschäftigte

nach auf einemWegversichert sein kann, den er zum
2wec?e der Einnahme einer Mahlzeit zurücklegt, wenn die
Mahlzeit wesentlich der Erhaltung oder Wiederherstellung

der Arbextskreft dient, hat des BSG in der Entscheidung
den? Nr. 61 zu € 543 RVGaF nochmals als zutreffend heraus—
gesteilt. Und es hat an dieser Rechtssuffassung in der
Entscheidung SozR nr. 15 zu 5 550 RVGfestgehalten. In
“hr ist ausgeführt, daß nach der Rechtsprechung unter
% 5:0 330 auch solche Wege fallen, die der Beschäftigte

während einer Arbeitspause unternimmt, um sich die zur
Weiterarbeit erforderliche Erholung und Stärkung außer—

halb der Arbeitsstätte zu verschaffen.
-7-
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Einer weiteren Klärung ist die vom LSG im angefochtenen
Urteil entschiedene Rechtsfrage nicht bedürftig, zumal

da die Beklagte neue Gesichtspunkte, die eine nochmalige
Entscheidung rechtfertigen könnten, nicht vorgetragen hat.

Das angefochtene Urteil weicht in der Entscheidung der
Rechtsfrage, ob und wenn auf Wegen, die der Erfrischung

oder Erholung von Versicherten dienen, Unfallversicherungs-
schutz besteht, nicht von dem von der Beklagten genannten

Entscheidungen des BSG ab. Das LSG hat in tatsächlicher

Hinsicht festgestellt, daß für die Klägerin das Bedürfnis

nach Erholung mit Rücksicht auf die Besonderheiten des
Arbeitsplatzes unabweisbar gewesen ist und der von ihr

im Unfallzeitpunkt zurückgelegte weg der körperlichen

und geistigen Erholung gedient hat. Darin vermag der Senat
keine Abweichung von der aufgézeigten Rechtsprechung des

BSG zu sehen.
Die Beschwerde der Beklagten mußte daher gemäß 5 460 a
Abs. 4 SGG als unbegründet zurückgewiesen werden.

Die Kostenentscheidung ergeht in entsprechender Anwendung

'
des 5 493 SGG.
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